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Gesetzestexte 

§ 54 SGB VIII 
Erlaubnis zur Übernahme von Vereinsvormundschaften 

(1) Ein rechtsfähiger Verein kann Pflegschaften oder Vormundschaften übernehmen, wenn ihm das 
Landesjugendamt dazu eine Erlaubnis erteilt hat. Er kann eine Beistandschaft übernehmen, soweit 
Landesrecht dies vorsieht. 

(2) Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn der Verein gewährleistet, dass er  

 
1. eine ausreichende Zahl geeigneter Mitarbeiter hat und diese beaufsichtigen, weiterbilden und 

gegen Schäden, die diese anderen im Rahmen ihrer Tätigkeit zufügen können, angemessen 
versichern wird, 

 
2. sich planmäßig um die Gewinnung von Einzelvormündern und Einzelpflegern bemüht und sie in 

ihre Aufgaben einführt, fortbildet und berät, 

 3. einen Erfahrungsaustausch zwischen den Mitarbeitern ermöglicht. 

(3) Die Erlaubnis gilt für das jeweilige Bundesland, in dem der Verein seinen Sitz hat. Sie kann auf den 
Bereich eines Landesjugendamts beschränkt werden. 

(4) Das Nähere regelt das Landesrecht. Es kann auch weitere Voraussetzungen für die Erteilung der 
Erlaubnis vorsehen. 

 

Art. 60 AGSG 
Vereinsvormundschaften 

(1) Einem rechtsfähigen Verein, der die Voraussetzungen nach § 54 Abs. 2 SGB VIII erfüllt, ist die 
Erlaubnis nach § 54 Abs. 1 SGB VIII zu erteilen, wenn 

1. die Leitung der Arbeit einer oder mehreren nach Ausbildung oder Berufserfahrung geeigneten 
Fachkräften übertragen ist, die nicht in einem Abhängigkeitsverhältnis oder in einer anderen 
engen Beziehung zu Einrichtungen stehen, in denen Personen, für die der Verein als Pfleger, 
Vormund oder Beistand bestellt ist, untergebracht sind oder wohnen, 

2. er sich verpflichtet, dem Landesjugendamt jährlich einen Tätigkeitsbericht vorzulegen, der 
insbesondere Auskunft über Zahl und Art der übernommenen Pflegschaften, 
Vormundschaften und Beistandschaften für Kinder und Jugendliche sowie die Zahl der vom 
Verein in ihre Aufgaben eingeführten, fortgebildeten und beratenen Einzelvormünder, -pfleger 
oder -pflegerinnen und -beistände gibt. 

(2) Das Landesjugendamt erlässt die zur Ausführung des Abs. 1 erforderlichen 
Verwaltungsvorschriften. 

 

§ 1791a BGB 
Vereinsvormundschaft 

(1) Ein rechtsfähiger Verein kann zum Vormund bestellt werden, wenn er vom Landesjugendamt 
hierzu für geeignet erklärt worden ist. Der Verein darf nur zum Vormund bestellt werden, wenn eine 
als ehrenamtlicher Einzelvormund geeignete Person nicht vorhanden ist oder wenn er nach § 1776 
als Vormund berufen ist; die Bestellung bedarf der Einwilligung des Vereins. 
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(2) Die Bestellung erfolgt durch Beschluss des Familiengerichts; die §§ 1789, 1791 sind nicht 
anzuwenden. 

(3) Der Verein bedient sich bei der Führung der Vormundschaft einzelner seiner Mitglieder oder 
Mitarbeiter; eine Person, die den Mündel in einem Heim des Vereins als Erzieher betreut, darf die 
Aufgaben des Vormunds nicht ausüben. Für ein Verschulden des Mitglieds oder des Mitarbeiters 
ist der Verein dem Mündel in gleicher Weise verantwortlich wie für ein Verschulden eines 
verfassungsmäßig berufenen Vertreters. 

(4) Will das Familiengericht neben dem Verein einen Mitvormund oder will es einen Gegenvormund 
bestellen, so soll es vor der Entscheidung den Verein hören. 

 

§ 1793 BGB 
Aufgaben des Vormunds, Haftung des Mündels 

(1) Der Vormund hat das Recht und die Pflicht, für die Person und das Vermögen des Mündels zu 
sorgen, insbesondere den Mündel zu vertreten. § 1626 Abs. 2 gilt entsprechend. Ist der Mündel auf 
längere Dauer in den Haushalt des Vormunds aufgenommen, so gelten auch die §§ 1618a, 1619, 
1664 entsprechend. 

(1a)  Der Vormund hat mit dem Mündel persönlichen Kontakt zu halten. Er soll den Mündel in der 
Regel einmal im Monat in dessen üblicher Umgebung aufsuchen, es sei denn, im Einzelfall 
sind kürzere oder längere Besuchsabstände oder ein anderer Ort geboten. 

(2) Für Verbindlichkeiten, die im Rahmen der Vertretungsmacht nach Absatz 1 gegenüber dem 
Mündel begründet werden, haftet der Mündel entsprechend § 1629a. 

 

§ 1800 BGB 
Umfang der Personensorge 

Das Recht und die Pflicht des Vormunds, für die Person des Mündels zu sorgen, bestimmen sich nach 
§§ 1631 bis 1633. Der Vormund hat die Pflege und Erziehung des Mündels persönlich zu fördern und 
zu gewährleisten. 

 

§ 1631 
Inhalt und Grenzen der Personensorge 

(1) Die Personensorge umfasst insbesondere die Pflicht und das Recht, das Kind zu pflegen, zu 
erziehen, zu beaufsichtigen und seinen Aufenthalt zu bestimmen. 

(2) Kinder haben ein Recht auf gewaltfreie Erziehung. Körperliche Bestrafungen, seelische 
Verletzungen und andere entwürdigende Maßnahmen sind unzulässig. 

(3) Das Familiengericht hat die Eltern auf Antrag bei der Ausübung der Personensorge in geeigneten 
Fällen zu unterstützen. 

 

§ 1632 
Herausgabe des Kindes; Bestimmung des Umgangs; Verbleibensanordnung bei Familienpflege 

(1) Die Personensorge umfasst das Recht, die Herausgabe des Kindes von jedem zu verlangen, der 
es den Eltern oder einem Elternteil widerrechtlich vorenthält. 
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(2) Die Personensorge umfasst ferner das Recht, den Umgang des Kindes auch mit Wirkung für und 
gegen Dritte zu bestimmen. 

(3) Über Streitigkeiten, die eine Angelegenheit nach Absatz 1 oder 2 betreffen, entscheidet das 
Familiengericht auf Antrag eines Elternteils. 

(4) Lebt das Kind seit längerer Zeit in Familienpflege und wollen die Eltern das Kind von der 
Pflegeperson wegnehmen, so kann das Familiengericht von Amts wegen oder auf Antrag der 
Pflegeperson anordnen, dass das Kind bei der Pflegeperson verbleibt, wenn und solange das 
Kindeswohl durch die Wegnahme gefährdet würde 

 

§ 1633 
Personensorge für verheirateten Minderjährigen 

Die Personensorge für einen Minderjährigen, der verheiratet ist oder war, beschränkt sich auf die 
Vertretung in den persönlichen Angelegenheiten. 

 

§ 1840  
BGB Bericht und Rechnungslegung 

(1) Der Vormund hat über die persönlichen Verhältnisse des Mündels dem Familiengericht mindestens 
einmal jährlich zu berichten. Der Bericht hat auch Angaben zu den persönlichen Kontakten des 
Vormunds zu dem Mündel zu enthalten. 

(2) Der Vormund hat über seine Vermögensverwaltung dem Familiengericht Rechnung zu legen. 

(3) Die Rechnung ist jährlich zu legen. Das Rechnungsjahr wird von dem Familiengericht bestimmt. 

(4) Ist die Verwaltung von geringem Umfang, so kann das Familiengericht, nachdem die Rechnung für 
das erste Jahr gelegt worden ist, anordnen, dass die Rechnung für längere, höchstens dreijährige 
Zeitabschnitte zu legen ist. 

 

§ 8a SGB VIII 
Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung 

(1) Werden dem Jugendamt gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls eines Kindes 
oder Jugendlichen bekannt, so hat es das Gefährdungsrisiko im Zusammenwirken mehrerer 
Fachkräfte einzuschätzen. Soweit der wirksame Schutz dieses Kindes oder dieses Jugendlichen 
nicht in Frage gestellt wird, hat das Jugendamt die Erziehungsberechtigten sowie das Kind oder 
den Jugendlichen in die Gefährdungseinschätzung einzubeziehen und, sofern dies nach fachlicher 
Einschätzung erforderlich ist, sich dabei einen unmittelbaren Eindruck von dem Kind und von 
seiner persönlichen Umgebung zu verschaffen. Hält das Jugendamt zur Abwendung der 
Gefährdung die Gewährung von Hilfen für geeignet und notwendig, so hat es diese den 
Erziehungsberechtigten anzubieten. 

(2) Hält das Jugendamt das Tätigwerden des Familiengerichts für erforderlich, so hat es das Gericht 
anzurufen; dies gilt auch, wenn die Erziehungsberechtigten nicht bereit oder in der Lage sind, bei 
der Abschätzung des Gefährdungsrisikos mitzuwirken. Besteht eine dringende Gefahr und kann 
die Entscheidung des Gerichts nicht abgewartet werden, so ist das Jugendamt verpflichtet, das 
Kind oder den Jugendlichen in Obhut zu nehmen. 
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(3) Soweit zur Abwendung der Gefährdung das Tätigwerden anderer Leistungsträger, der 
Einrichtungen der Gesundheitshilfe oder der Polizei notwendig ist, hat das Jugendamt auf die 
Inanspruchnahme durch die Erziehungsberechtigten hinzuwirken. Ist ein sofortiges Tätigwerden 
erforderlich und wirken die Personensorgeberechtigten nicht mit, so schaltet das Jugendamt die 
anderen zur Abwendung der Gefährdung zuständigen Stellen selbst ein. 

(4) In Vereinbarungen mit den Trägern von Einrichtungen und Diensten, die Leistungen nach diesem 
Buch erbringen, ist sicherzustellen, dass 

1. deren Fachkräfte bei Bekanntwerden gewichtiger Anhaltspunkte für die Gefährdung eines von 
ihnen betreuten Kindes oder Jugendlichen eine Gefährdungseinschätzung vornehmen, 

2. bei der Gefährdungseinschätzung eine insoweit erfahrene Fachkraft beratend hinzugezogen 
wird sowie 

3. die Erziehungsberechtigten sowie das Kind oder der Jugendliche in die 
Gefährdungseinschätzung einbezogen werden, soweit hierdurch der wirksame Schutz des 
Kindes oder Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird. 

In die Vereinbarung ist neben den Kriterien für die Qualifikation der beratend hinzuzuziehenden 
insoweit erfahrenen Fachkraft insbesondere die Verpflichtung aufzunehmen, dass die Fachkräfte der 
Träger bei den Erziehungsberechtigten auf die Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken, wenn sie diese 
für erforderlich halten, und das Jugendamt informieren, falls die Gefährdung nicht anders abgewendet 
werden kann. 

(5) Werden einen örtlichen Träger gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls eines 
Kindes oder eines Jugendlichen bekannt, so sind dem für die Gewährung von Leistungen 
zuständigen örtlichen Träger die Daten mitzuteilen, deren Kenntnis zur Wahrnehmung des 
Schutzauftrags bei Kindeswohlgefährdung nach § 8a erforderlich ist. Die Mitteilung soll im Rahmen 
eines Gespräches zwischen den Fachkräften der beiden örtlichen Träger erfolgen, an dem die 
Personensorgeberechtigten sowie das Kind oder der Jugendliche beteiligt werden sollen, soweit 
hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder des Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird. 

 


